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Disclaimer

Conformément au règlement (CEE, Euratom) n° 354/83 du Conseil du 1er février 1983
concernant l'ouverture au public des archives historiques de la Communauté économique
européenne et de la Communauté européenne de l'énergie atomique (JO L 43 du 15.2.1983,
p. 1), tel que modifié par le règlement (CE, Euratom) n° 1700/2003 du 22 septembre 2003
(JO L 243 du 27.9.2003, p. 1), ce dossier est ouvert au public. Le cas échéant, les documents
classifiés présents dans ce dossier ont été déclassifiés conformément à l'article 5 dudit
règlement.

In accordance with Council Regulation (EEC, Euratom) No 354/83 of 1 February 1983
concerning the opening to the public of the historical archives of the European Economic
Community and the European Atomic Energy Community (OJ L 43, 15.2.1983, p. 1), as
amended by Regulation (EC, Euratom) No 1700/2003 of 22 September 2003 (OJ L 243,
27.9.2003, p. 1), this file is open to the public. Where necessary, classified documents in this
file have been declassified in conformity with Article 5 of the aforementioned regulation.

In Übereinstimmung mit der Verordnung (EWG, Euratom) Nr. 354/83 des Rates vom 1.
Februar 1983 über die Freigabe der historischen Archive der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft (ABI. L 43 vom 15.2.1983,
S. 1), geändert durch die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1700/2003 vom 22. September 2003
(ABI. L 243 vom 27.9.2003, S. 1), ist diese Datei der Öffentlichkeit zugänglich. Soweit
erforderlich, wurden die Verschlusssachen in dieser Datei in Übereinstimmung mit Artikel 5
der genannten Verordnung freigegeben.
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BEGRÜNDUNG

Nach Artikel 14 Absatz 4 der Verordnung (EWG , EURATOM , EGK3 ) Kr. 2/71
des Rates vom 2 . Januar 1971 sollte die Kommission dem Rat vo»r Ablauf

des Jahres 1973 einen Bericht über das Funktionieren des Systems der
Kontrolle der eigenen Mittel unterbreiten.

Dieser Termin konnte nicht eingehalten werden , da die "Verordnung ( EWG ,
EURATOM , EGKS ) Nr . 165/74 des Rats zur Festlegung der Rechte und Pflich­
ten der von der Kommission beauftragten Bediensteten gemäß Artikel 14
Absatz 5 der Verordnung Nr, 2/71 " - deren Vorschlag dem Rat am 2 0 Ju­
ni 1972 von der Kommission zugeleitet worden war - vom Rat schließlich
erst am 24 . Januar 1974 (2 ) verabschiedet wurde .

Bis zum 31 . Dezember 1973 wurden die Kontrollen der eigenen Kittel daher
ohne Durchführungsvorschriften zur Verordnung Nr . 2/71 im Rahmen von Ver­
einbarungen durchgeführt , die mit dem betreffenden Kitgliedstaat jeweils
vor der Inspektion getroffen wurden. Erst ab dem Haushaltsjahr 1974 wur­
den die Kommissionsdienststellen tatsächlich zu den nationalen Kontrollen

hinzugezogen.

Die Kommission konnte dem Rat daher keinen brauchbaren Bericht über das

Funktionieren des Systems in seiner endgültigen Form liefern , ohne auch
die Kontrollen zu berücksichtigen , die im Jahre 1974 im Rahmen der zu­
nächst in der Verordnung Nr . 2/71 festgelegten und später in der Ver­
ordnung Nr , 165/74 präzisierten Grundsätze durchgeführt wurden «,

( 1 ) ABl . L 3 vom 5.1.1971
(2 ) ABl . L 20 vom 24.1.1974
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Nach Artikel 201 des Vertrages zur Gründung der EWG und Artikel 173
des Vortrages zur Gründung der EAG wurden den Gemeinschaften zum Aussei0*1
ihres Haushalts nach Maßgabe des Beschlusses vom 21 . April 1970 über die
Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaton durch eigene Kittel der
Gemeinschaften ( l ) eigene Mittel zugewiesen .

1 . Die Gemeinschaften erheben die ihnen zugewiesenen Kittel nicht selbst .
Dies geschieht unter Einschaltung von Verwaltungen oder Einrichtungen
der Mitgliedstaaten , die sich selbst zu diesem Zweck den
Dienststellen der Gemeinschaften gewissermaßen zur Verfügung stellen.
Die Einzelheiten dieser für Rechnung der KEG durchgeführten Erhebung
sind in der Verordnung (EWG , EURATOM , EGKS ) Nr . 2/71 zur Durchführung
des Beschlusses vom 21 , April 1970 festgelegt und lassen sich wie
folgt zusammenfassen :

' - Die Peststellung der eigenen Kittel der Gemeinschaften erfolgt ge­
mäß den Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten
(Artikel 1 der Vorordnung 2/71 ); die Mitgliedstaaten tragen jedoch
das Risiko der Nichterhebung und stellen den Gemeinschaften die
festgestellten Beträge innerhalb der in Artikel 6 dieser Verordnung
festgelegten Frist zur Verfügung.

- Die Kommission ihrerseits erhält entsprechende Garantien für den
ordnungsgemäßen Verlauf der Feststellung, der Verbuchung sowie der
Bereitstellung der Mittel durch die einzel staatlichen Verwaltungen
oder Dienststollen ; diese Garantien bestehen im wesentlichen in
Informationen über die Arbeitsweise der für die Erhebung der eige­
nen Mittel zuständigen einzel staatlichen Stellen. Diese Informa­
tionen werden der Kommission regelmäßig in Form von Halbjahres-
odor Jahresberichten (Artikel 5 uncl 13 der Verordnung 2/71 ) bzw.
in Form von Angaben über die einzel staatliche Gesetzgebung und
die mit der Erhebung beauftragten einzel staatlichen Verwaltungen
oder Dienststellen übermittelt . Die Kommission kann sich diese In­
formationen aber auch an Ort und Stelle verschaffen , wenn ihre
beauftragten Bediensteten zu den Kontrollen im Bereich der eigenen
Kittel hinzugezogen werden , die von den Mitgliedstaaten selbst
oder auf Antrag der Kommission durchgeführt werden (Artikel 14
der Verordnung 2/71 ).

Die Kommission kann nämlich auf Antrag zu den von den Kitglied-
staaten vorgenommenen Kontrollen hinzugezogen werden . Die Kitglied-
staaten können außerdem veranlaßt werden , zusätzliche Kontrollen
durchzuführen , um welche die Kommission sie durch einen begründeten
Antrag ersuohen kann .

Das Recht der Kommission , Informationen anzufordern und Kontrollen
der eigenen Mittel durchzuführen , ergibt sich mithin in erster Linie
aus der Tatsache , daß die Erhebving der eigenen Mittel den Behörden
der Mitgliedstaaten übertragen wurde .

( 1 ) ABl . L 94 vom 28.4.1970
( 2 ) ABl . L 3 vom 5.1 .1971
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2 . Nach Artikel 14 Absatz 4 der Verordnving Kr. 2/71 hatte die Kommission
. dem Rat vor Ablauf des Jahres 1973 einen Bericht über das Funktionieren
dieses Kontroll systema vorzulegen«

Den Umständen zufolge war es jedoch nicht möglich , die Durchführungs-
vorschriften betreffend die Rechte und Pflichten der von der Kommission
mit derartigen Kontrollen beauftragten Bediensteten unverzüglich zu
verabschieden , und es mußte bis Anfang 1974j d.h . bi3 zur Veröffentli­
chung der Verordnving (EWG , EURATOM , EGKS ) Nr . 165/74 des Rates vom
21 . Januar 1974 ( l ) gewartet werden , um in Anwendung der entsprechenden
Vorschriften der Verordnung Nr. 2/71 tatsächlich zu don einzel staatli­
chen Kontrollen hinzugezogen werden zu können .

Vor diesem Datum sind Bedienstete der Kommission zwar zu Kontrollen
hinzugezogen worden , jedoch nur nachdem der betreffende Kitglioastaat
jeweils seine Zustimmung zu dem Kontrollbesuch gegoben hatte .

Aus diesem Grunde konnte die Kommission dem Rat Über das Funktionieren
des Systems in seiner endgültigen Form keinen zufriedenstellenden Be­
richt vorlegen , ohne auch auf die Kontrollen einzugehen , die im Laufe
des Jahres 1974 » in dem erstmalig eine tatsächliche Hinzuziehung nach
den in der Vorordnung Nr. 165/74 präzisierten Grundsätzen der Verord­
nung Nr. 2/7I stattgefunden hat , durchgeführt wurden.

Nach Meinung der Kommission sollte ein derartiger Bericht folgendes
enthalten :

I - eine Prüfung der Maßnahmen , die von den Kitgliedstaaton im Bereich
der Kontrollen und Erhebungen getroffen wurden ;

II - eine Prüfung der Angaben in den der Kommission übermittelten Jahres-
oder Halbjahresberichten ;

III - eine Prüfung der Bedingungen , Vinter denen die Dienststellen dor Kom­
mission zu Kontrollmaßnahmen der Mitgliedstaaten hinzugezogen wurden

IV - eine allgemeine Bilanz der Zusammenarbeit zwischen Kitgliedstaaton
und Kommission im Bereich der Kontrollen sowie Vorschläge zur Ver­
besserung des Systems anhand der bisherigen Erfahrungen .

( l ) ABl . L 20 vom 24.I.I974
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X. IN PST KITGLIEDSTAATEN BESTEHENDE NATIONALE KASSNAHMET IM BEREICH
DER KONTROLLE UND ERHEBUNGEN

Dio Mitgliedstaaten führen die Prüfungen und Erhebungen in bezug auf die
Feststellung und Bereitstellung der eigenen Kittel durch . Außerdem teilt
jeder Kitglicdstaat gemäß Artikel 4 der Verordnung 2/71 der Kommission
auf deren Antrag folgendes mit :

- dio Bezeichnung und gegebenenfalls die Satzung der in den KitGliedstaaten
für dio Feststellung der eigenen Mittel verantwortlichen Dienststellen
oder Einrichtungen ;

- die allgemeinen Rechts-, Verwaltungs- und Buchführungsvorschriften
betreffend die Feststellung der eigenen Mittel und deren Bereitstellung
für dio Kommission »

A. Im Bereich dor oigenen Mittel sind zwei Arten einzel staatlicher Kon­
trollen zu unterscheiden :

1 . Interne Kontrolle oder Verwaltungnkontrolle

Dor Grundsatz der internen Kontrolle oder Verwaltungskontrolle ist
in allen Mitgliedstaaten nahezu identisch . Es handelt sich um eine
Kontrolle durch vorgesetzte Pienststellen oder ein besonderes Kon­
trollorgan,

Bei dor gleichzeitigen bzw. nachträglichen Kontrolle durch vorge­
setzte Dienststellen können die Entscheidungen der nachgeordneten
Dienststellen vervollständigt oder berichtigt werden « Die mit die­
sen Prüfungen beauftragten Bediensteten nehmen Kontrollen anhand
von Belegen oder Kontrollen an Ort und Stolle im Vorlaufe der un­
angekündigten lnspektionen vor , für die ihnen weitgehende Befug­
nisse in bezug auf Einsichtnahme und Nachforschungen ein,geräumt
worden. Sie legen den für sie zuständigen örtlichen Dienstvorge-
setzton oder der ZentralVerwaltung des für sie zuständigen Mi­
nisteriums einen Bericht vor.

2 . Externe Kontrolle

Im weiten Sinne handelt es sich bei dieser Kontrolle um

- eine richterliche Kontrolle in den sechs Gründermitgliedstaaten
dor Gemeinschaft unter der Aufsicht der einzelstaatlichen Rech-
nungshöfe , deren Rolle und Zuständigkeit von Land zu Land unter­
schiedlich sind ;

- eine parlamentarische Kontrolle in den drei neuen Mitgliedstaaten.
Im Vereinigen Königreich wird der "Comptroller and Auditor General "
von der Krone benannt , und seine Stellung entspricht etwa der
eines Richters beim Obersten Gerichtshof ,
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In Irland wird, der Comptroller and Auditor General , der die in der
Verfassung vorgesehenen Aufgaben wahrnimmt , auf Vorschlag des Parla­
ments vom Präsidenten bestellt .

In diesen beiden Ländern verfügen die für diese Aufgaben zuständigen
Personen über weitgehende Befugnisse , so daß ßie alle Informationen
oder Dokumente erhalten können , die sie zur Wahrnehmung ihrer Auf­
gaben als erforderlich erachten. Sie legen dem Parlament einen Be­
richt vor , der an einen zur Entgegennahme von Zeugenberichten be­
fugten Parlamentsausschuß weitcrgeleitet wird . Diesor Ausschuß bo-
urteilt und kommentiert die Finanzkontrolle , die Buchführung die
ungerechtfertigten Ausgaben ; in der Regel werden seine Empfehlungen
in der Praxis befolgt .

In Dänemark ernennt das Parlament für die Dauer von vier Hauchalts-
jahren fünf Prüfer und fünf Stellvertreter. Diese Rechnungsprüfer
sind nur dem Parlament verantwortlich und haben die Aufgabe , die
jährlicho Haushaltsführung des Staates zu überprüfen . Sie können
alle zur Erfüllung ihres Auftrags erforderlichen Auskünfte und die
Aushändigung der Belege verlangen.

Bei ihren Nachforschungen stützen sie sich im wesentlichen auf die
Berichte der Rechnungsprüfdienste , der höchsten Verwaltungsstelle
in diesem Bereich .

B. Die externen Kontrollen m den Mitgliedstaaten entsprechen ihrem
Wesen . nach mehr den Kontrollen , die der Kontrollaus-
schuß der Europäischen Gemeinschaften nach Haßgabe der besonderen Vor­

( Schriften des EWG-Vertrags (Artikel 206 ) und des Euratom-Vertrags
(Artikel 180 ) vornimmt und die später in der Verordnung Nr. 2/71
(Artikel 14 Absatz 3) und der Haushaltsordnung vom 25 » April 1973 ( l )
im einzelnen festgelegt wurden.

Die Kontrollen der Kommission auf diesem Gebiet , bei denen eine Hin­
zuziehung zu Kontrollmaßnahmen der Mitgliedstaaten beantragt werden
kann , sind hingegen Kontrollen des Anweisungsbefugten mit ähnlichem
Charakter wie interne einzel staatliche Kontrollen.

Über diese letzteren Kontrollen wird die Kommission daher von den
Kitgliedstaaten unterrichtet , und zu eben diesen Kontrollen wünschen
die beauftragten Bediensteten in der Regel hinzugezogen zu werden .

( l ) ABl . L 116 vom I . 5.I973
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II . ANGAEÏÏtf IN PUI BERICHTEN DSR KETCLIED3TAATEM A1T DIE KOralSSIOK

In zwei Artikeln dor Verordnung 2/71 des Rates ist vorgesehen , daß die
Mitgliodstaaten der Kommission Berichte vorlegen «

Artikel 5 der Verordnung Nr« 2/7I sieht vor , daß jeder Mitgliedstaat
jährlich eine Abochlußrochnung mit einem Bericht über die Feststellung
und Kontrolle der eigenen Mittel erstellt und ihn der Kommission vor
dem 1 « Juni des Jahros , das auf das "betreffende Haushaltsjahr folgt ,
übermittelt .

Wach Artikel 13 Absatz 3 dieser Verordnung teilen die Mitgliodstaaten
dor Kommission halbjährlich die Grundsatzfragen und die Probleme mit ,
dio durch Streitigkeiten aufgeworfen wurden .

Dieso Berichte stohon regelmäßig auf der Tagesordnung de3 durch Ar­
tikel 26 dor Verordnung 2/7I eingesetzten Beratenden Ausschusses
für Eigeno Mittol und worden in diesem Ausschuß erörtert . Auf der
dritten Sitzung des Beratenden Ausschusses wurde im übrigen verein­
bart , den zwoiten Halbjahresboricht zusammen mit dem in Artikel 5
vorgesehenen Jahresbericht zu behandeln .

Dio dor Kommission gelieferten Angaben sind sehr allgemein , erlauben
ihr jodoch , eventuelle Lücken in den Rechtsvorschriften über die eige-
non Mittel festzustellen und gegebenenfalls entsprechende Vorschläge
zur Änderung diooer Vorschriften zu unterbreiten . Andererseits werdon
dieso Informationen von der Kommission bei der Prüfung ihrer Voraus-
schätzungen und dor Ausrichtung ihrer Kontrollen berücksichtigt .

Die Mitgliodstaaten haben sich einverstanden erklärt , dieso Berichte
nach dem von der Kommission vorgeschl eigenen Schema zu erstellen.

Nach dem VIort laut von Artikel 5 und. Artikel 13 Absatz 3 der Verord­
nung Nr . 2/7I enthalten diese Berichte im wesentlichen zwei Arten
von Informationen :

- Zahlenangaben über den normalen Verlauf der Erhebung der eigenen
Mittol mit entsprechenden Erläuterungen ;

- eino . Analyse der bei dieser Erhebung aufgetretenen Schwierigkeiten .

Das Schema dor jährlichen Berichte sieht somit zwei Teile vor , von
denen einer die Zahlen für das gesamte vergangene Haushaltsjahr ent­
hält und der andere dio im Laufe des gleichen Haushaltsjahres auf­
getretenen Schwierigkeiten behandelt «

Für 1974 war nur die Höhe der tatsächlich abgeführten eigenen Mittel
bekannt , da die Mitgliedstaaten ihre Jahresberichte nicht rechtzeitig
übermittelt hatten .
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1 , Allgemeine Zalilenanraben

In dor Regel legt jeder Mitgliedstaat seine Angaben nach folgendem
Schema vor :

Art der Kittel
Vorausschatzungen

I
Ein;:an;;e

C

!
i
i

RE
Landes­
währung

RE
LaJiiie o–
waii run •;

Festgestellte Zolle

Abzuführende Zolle
Einfuhrabschöp fungen
Ausfuhrabschöpfungen
Vfährungs- und Dritt lander­

ausgl eich sbet rage
Beitrittsau sgleichsbet rage
Zuckorabgaben - Lager­

haltung
Zuckerabgabon – Überschrei­

tung der Grundquote

Abzuführende Eigenmittel
insgesamt

Die Darstellung dieser Angaben gestattet einen Vergleich

– beim Jahresbericht zwischen den Überweisungen dor zwölf Monato des
Haushaltsjahres und den endgültigen Zahlen unter Berücksichtigung
der Nachtrags- und Berichtigungshaushaltspläne ;

- beim Halbjahre sbericht zwischen den im Laufe der ersten sechs Monate
des Haushaltsjahres festgestellten und der Kommission bereitgestellten
Beträgo und $0 °/0 des Betrags der Vorausschätzungen für das betreffende
Haushaltsjahr.

Eine Tabelle über den Rhythmus der Zahlung der eigenen Kittel während
des Zeitraums 1971 bis 1974 ist diesem Bericht als Anlago I beigefügt .

Zwei Schaubildor zu dieser Tabelle geben Aufschluß über den aus eigenen
Kitteln gedeckten Anteil des Haushalts , und zwar einmal allgemein und
einmal nach Einnahmekategorien (ANLAGEN II und Iii ).
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Für den Zeitraum 1971 bis 1973 lassen sich die wichtigsten Bemer­
kungen auf Grund der von don Mitgliedstaaten gelieferten Tabellen wie
folgt zusammenfassen :

- Bei den Zöllen entsprachen die tatsächlichen Eingänge den Voraus-
schätzungen oder lagert darüber .

In Italien lag das Aufkommen 1973 sogar um 13 c/« über den Voraus-
schätzungon . Diese Differenz erklärt eich aus den Währungs- und In-
fi ationsfaktoren , dio insbesondere infolgo doo starken Anziehens der
Vlcltmarktpreiso für Rohstoffe und Nahrungsmittel den Wert der Ein­
fuhren in diesos Land stark erhöht haben.

- Bei don A grarab seh öp fungen war hingogen eine progressive Verminderung
festzustellen. Diese Entwicklung ist vor allem auf don Rückgang der
Gotroido- und Rindfloischoinfuhren mit Ursprung in Drittländern infolge
dos Agrarproisanstiogs auf dem V/eltmarkt zurückzuführon .

Außerdem ist die Entwicklung der Abschöpfungen an den Umfang der Agrar-
orzougung und die Ilöhe dor Preise dieser Erzeugungen in Europa und der
gesamten V/olt gebunden , wobei woder für den Produkt ionsumfang noch für
dio Preiso genaue Vorausschätzungon möglich sind.

Im Jahro 1973 wurde diese Vorminderung in den Niederlanden durch die
Aufwertung des Gulden noch vorstärkt ,,

- Boi den Zuckerabgaben entsprachen die tatsächlichen Eingänge für 1972
weitgehend den Vorauscchät zungen . In einigen Ländern war infolge einer
reichlichen Ernto sogar eine erhebliche Zunahme dieser Einnahmen aus
den Produkt ionsabgaben zu verzeichnen.

Obwohl das Aufkommen 1973 über den Vorausschätzungen lag , war in den
meisten Gründermitgliedstaaten ein Rückgang dieser Einnahmen gegen­
über 1972 festzustellen .

2 . Schwierigkeiten bei dor Erhebung
>■ 1 W

Die in diesem Rahmen von den Mitgliedstaaten gelieferten Angaben sind
uneinheitlich und in der Formulierung echematisch .

Es soll jedoch versucht werden , diese Informationen unter Verwendung
der Angaben für d.s Haushaltsjahr 1973 zusammenfassend darzustellen .

Es handelt sich im wesentlichen ums

a ) Grundsatzfragen , die bei der Erhebung der eigenen Mittel aufgeworfen
werden .

b ) dio Probleme , die sich unter der allgemeinen Bezeichnung "Streitfälle "
zusammenfassen lassen und die Einwendungen und Uhregelmäßigkeiten
umfassen .
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a ) Streitfälle
- Diesbezüglich wurden für den Berichtszeitraum folgende Beträfe festrestellt :

. in Deutschland :

. m Belgiens

. in Dänemark :

. in Frankreich :

. in Italien :

. in Irland :

. m Luxemburg :

. in den Niederlanden :

. im Vereinigten Königreich

Zwangserhebungen im Rahmen von Untersuchtmgs–
, verfahren

- Zölle in Höhe von 17 Millionen DM
- Abschöpfungen in Höhe von 0,69 Millionen DM }
eingezogene Forderungen in Höhe von
67.983.062 bfrs . ;
an Steuern und Abgaben , die auf Crund von
Schmuggelversuchen noch ausstanden , wurden
6,2 Millionen Kronen eingezogen }
Diese Einnahmen umfassen Zölle und Verbrauchs-
steuern, wobei die Zölle nur 3 bis 4$ der Gesamt­
summe ausmachen.

es wurden 4 » 690 Unregelmäßigkeiten festgestellt ,
für die kein Betrag angegeben wurde \ C)
1973 wurden 270 Millionen Lire eingezogen ;
es wurden 6.401 Pfund Sterling eingezogen ;
231*641 lfrs . wurden im Wege des Vergleichs
eingezogen ; dies entspricht 0,12$ der erhobenen
Zölle . Bei den Ab schöpfungen wurde kein Betrugs–
fall festgestellt ;
es wurde kein Betrag angegeben , aber etwa 1% der
Einfuhranmeldungen gaben Anlaß zu Streitigkeiten ;
1

obwohl eine nationale Statistik über die erhobenen
Beträge nicht geführt wird , kann behauptet werden ,
daß für Schmuggeldelikte Geldbußen in Höhe von
etwa 350»000 Ffund Sterling verhängt worden sind .
1

- Die der Kommission mitgeteilten Probleme betreffen in den einzelnen T'itgliefl-
staaten nicht die gleichen Sektoren :

. In Deutschland und im Vereinigten Königreich handelt es sich um Waren , die
hohen Abgaben unterliegen ( Alkohol , Zigaretten. Teile für Elektronenrechner

. für Frankreich ist zu melden , daß
- in der WeinwirtBchaft besonders häufig betrügerische Einfuhren von Wein

und Weinbauerzeugnissen mit Ursprung in Drittländern festzustellen sind ,
die als im freien Verkehr befindlich angemeldet werden , damit sie für die
Gemeinschaftspräferenz in Betracht kommen ;

( l ) Seitens des betreffenden Mitgliedstaats sind Angaben über die Höhe der einge­
zogenen Beträge nicht gemacht worden.
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– daß weiterhin Betrügereien bei Waren mit Uraprung in Entwicklungs­
ländern festgestellt wurden ; und zwar wurde fälschlich die Anwendung
des Systems der allgemeinen Präferenzen für diese Waren beitragt ;

• in Italien waren Streitfälle insbesondere in den durch Markt Organisat­
ionen geregelten Agrarsektoren zu verzeichnen ;

. in den Nir-dorlandcn "betreffen die Streitfälle im wesentlichen die
Torifierung , die Anwendung der Bestimmungen über den Zollwert und die
Feststellung der Abschöpfungen .

b ) Grund r: nt z fragen
Seit 1971 sind dem Beratenden Auaschuß für Eigene Mittel im Wege der
von den Mitgliedstaaten nach Artikel 5 und. 13 der Verordnung Nr . 2/71
übermittelten Berichte verschiedene Fragen vorgelegt worden .
Diese Fragen betreffen verschiedene Gebiete ; in gewissen Fällen liegen
bereits Lösungsansätze vor .

Im Boreich der Tarifierung ist besonders das Problem der chemisch reinen
Laktose und Glukose zu erwähnen .

Was die Vorbuchung der Währungsausgi eichsbcträge betrifft , die auf nach
Drittländern ausgeführte Agrarerzeugnisse erhoben werden , so ißt die
Verpflichtung des Ausgleichs zwischen diesen Beträgen und den Erstattun­
gen mit der Verordnung Nr . 3259 d.0S Rates vom 19 « Dezember 1974 ( l ) für
einige Mitgliedsstaaten in bestimmten Fällen aufgehoben worden . Damit
konnten die Problemo dieser Mitgliedstaaten gelöst werden .
Andere Probleme werden zur Zeit noch untersucht wie z.B. die Rundung
des Umrechnungskurses der Rechnung-seinheit , die bei der Berechnung der
Agrarabschöpfungen und der Währungsaußgl eichsbcträge zugrunde ! gelegt
wird .

Geprüft wird auch die Frage der Auslegung von Artikel 4 Absatz 3 der
Verordnung Nr . 1463/73 des Rates ( 2 ) über die Zusammensetzung de3 auf
die Währungsausgleichsbeträge anzuwendenden Berichtigungskoeffizienten .
Die 1972 aufgetretenen Schwierigkeiten bezüglich der Zuweisung neuer
Erhebungen auf Magermilch für Fütt erungszwecke . Olivenöl und stärke–

( 1 ) ABl . L 349 vom 28.12.1974
( 2 ) ABl . L 146 vom 4. 6.1973
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haltige Erzeugnisse haben gezeigt , daß es nützlich ist , über ein Ver­
zeichnis zu verfügen , in dem die eigenen Mittel angegeben werden .

Die Kommission hat bereits informationshalber eine erste möglichst
erschöpfende Liste der AgrarabBchöpfungen nach Artikel 2 Buchstabe a )
des Beschlusses vom 21 . April 1970 geliefert .

c ) Fälle höherer Gewalt

Die Mitgliodstaaten können von der Verpflichtung, den Gemeinschaften
die festgestellten Zölle zur Verfügung zu stellen , nur freigestellt
werden , wenn sie höhere Gewalt geltend machen können.

Es obliegt dem Hitgliedstaat , den Beweis für das Vorliegen höherer
Gewalt zu erbringen»

Im Berichtszeitraum .ist kein Fall höherer Gewalt gemeldet worden .
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XXI . lUITZUZIEinJITC DER KPMITISSIQU ZU DEN KOT! TROLLEST DER HITGLIEDSTAATEN

Es steht fest , daß dio in Artikel 5 Artikel 13 Absatz 3 der Ver­
ordnung Nr. 2/71 vorgesehenen Berichte der Kommission nicht dio Mög­
lichkeit gobon , von allen Schwierigkeiten beim Funktionieren des Systems
der eigenen Kittel Kenntnis zu nehmen und diese Schwierigkeiten zu
bohebon .

Die wichtigste Informationsquelle der Kommission ist das in Artikel 14
dieser Verordnung eingeräumte Recht , dio Hinzuziehung zu den einzol-
staatlichen Kontrollen zu beantragen :

- Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 2 sieht vor , daß die Mitgliod-
staaton die Kommission auf deren Antrag zu den von ihnen vorgo-
nommonon Kontrollen hinzuziehen ;

- Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 1 sieht außerdem vor , daß die
Kommission dio Mitgliedstaaten durch einen begründeten Antrag
erouohen kann , zusätzliche Kontrollen durchzuführen«

Anfang 1974 legte der Rat auf Vorschlag der Kommission einstimmig
dio Bedingungen fest , welche die von der Kommission beauftragten
Bediensteten bei den Prüfungen nach Artikel 14 der Vorordnung 2/71
einzuhalten haben ; diese Bedingungen gelten insbesondere dem Berufs­
geheimnis und den Modalitäten , nach denen diese Bediensteten ihre
Untorsuchungsbefugnisso ausüben.

In Ermangelung entsprechender Regeln hatte dor Beratende Ausschuß
für Eigene Mittel im Dezember 1971 beschlossen , daß die in der
Verordnung Nr . 2/jl vorgesehenen Kontrollen der eigenen Mittel
versuchsweise nach einem Gontlemen's Agreement zwischen den Kit–
gliodstaaten und der Kommission durchgeführt werden sollten .

1 . Hinzuziehung zu den Kontrollen bis Ende 1973 und Einführung
eines endgültigen Verfahrens

Gleichzeitig mit der Vorbereitung eines Verordnungsentwurfs
"Beauftragte Bedienstete " zur Festlegung der Rechte und Pflich­
ten dor Bediensteten , dio von dor Kommission zur Teilnahme an
don Eigenmittelkontrollen benannt werden , wurden 1971 1972
Kontrollbe Buche in don Mitgliedstaaten der Sechsergemeinschaft
durchgeführt .

Im Laufe des Haushaltsjahres 1973 wurden «nt sprechende Kontroll-
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"besuche in den drei neuen Mitgliedstaaten durchgeführt . Auf diese
Weise hatten die Bediensteten der Kommission Gelegenheit , Kontakt
mit den für die Feststellung und Bereitstellung zuständigen einzel-
ßtaatlichen Dienststellen aufzunehmen und sich mit don nationalen
Kontrollverfahren vertraut zu machen . Im Anschluß an diese Inspek­
tionen wurden dem Beratenden Ausschuß für Eigene Mittel vergleichen­
de Unterlagen über die in jedem Mitgliedstaat geltenden Kontroll-
verfahren vorgelegt , um ein erstes Urteil über die Vereinbarkeit
der einzel staatlichen Vorschriften mit den Gemeinschaftsvorschrif­
ten in diesem Bereich zu ermöglichen und um dem in der Verordnung
Nr. 2/71 niedergelegten Grundsatz der Information Genüge zu tun.

Wie bereits ausgeführt , handelte es sich bei den Kontrollbe suchen
nicht um eine Hinzuziehung im engeren Sinne , sondern vielmehr
um eine Information der Kommission über die im Kontrollboreich
zuständigen einzel staatlichen Dienststellen im Sinne des Ar­
tikels 5 der Verordnung Nr. 2/71 »

In der Zeit von der Veröffentlichung der Verordnung Nr . 2/7I bis
zum Ende des Haushaltsjahres 1973 wurde das für den Bereich der
eigenen Mittel geplante Kontroll system schrittweise aufgebaut ;
zwisohen der Kommission und den Mitgliedstaaten wurden Infor­
mationen ausgetauscht , ohne daß jedoch Vertreter der Kommission
zu der Kontrolltätigkeit der Mitgliedstaaten tatsächlich hinzu­
gezogen wurden

Dennoch darf man die Bedeutung dieser Übergangsphase nicht ver­
kennen , in der die Kontakte im Hinblick auf den schrittweisen
Aufbau eines völlig neuartigen Kontroll Systems geknüpft wordon
sind. In dieser Phase wurde unter anderem der Beweis erbracht ,
daß die MitGliedstaaten

- gewillt sind , derartige Kontrollen einzurichten , und

- sich bereit erklärten , der Kommission Angaben zur Verfügung
zu stellen, die bis dahin den innerstaatlichen Verwaltungen
und Organen vorbehalten waren«
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Nachstehende Tabelle enthalt die Themen und Daten der Kont rollbo suche :

Kitgliodstaat Datum der Kontrollbesuche Gegenstand der
Kontrollen ( l )

1 . BELGIEN 1 ) 4 - Oktober 1971
2 ) 17 « Januar 1972
3 ) 19 .- 21 . Januar 1972

Brüssel : Information
Zölle - Zuckerabgaben -
Abschöpfungen

2 . DANEMARK 15 .- 16 . Mai 1973 Kopenhagen : Zölle
1 .... 1

3 . DEUT3CHLAND 1 ) 30.11 .- 1.12.1971
2 ) 9 . und 10.10.1972
3 ) 12 .- 14.12.1973 (2 )

!
1

- Hamburg : Zollo
- Gießen : Zuckerabgaben
- Bonn : Bereitstellung
- Düsseldorf : Zölle und

Agrarabschopfungen

4 . FRANKREICH 7 .- 9.6.I972 Harseill e-Pari c :
Agrarabschopfungen

5 . IRLAND 1 .- 4.10.1973 - Dublin : Informationsbesuch

6. ITALIEW 1 ) 9 .- 11.3.1972
2 ) 18 .- I9 . IO .1972 j

Neapel : Abschöpfungen
Neapel : Zöllo

Abscho'pfungen
Bereitstellung

7 . LUXEMBUIïG 1 29.9.1971
2 ) 20 .- 21.3.1972

Luxemburg : Information
Luxemburg : Zölle

Abschöpfungen

8 . NIEDERLANDE 10 . und 22.6.1972 Amsterdam : Zolle
Den Haag : Abschöpfungen und

Zucke rabgaben

9 . VEREINIGTES
KUNICREICH

25 .- 28.9.1973 London : Informationsbesuch

Dio tatsächlichen Bedingungen für diese Hinzuziohung gemäß der inzwischen
erlassenen Verordnung (EWG ) Nr. 165/74 (3 ) wurden im Verlauf der 1974
durchgeführten Kontrollen präzisiert .

( 1 ) Der Kontrollgegenstand wurde nur informationshalber angegeben , denn es
handelte sich vorwiegend um Informationsbesuche (Verfahren bei der Fest­
stellung, Vorbuchung und Bereitstellung der eigenon Kittel im allgemeinen).

(2 ) Hier handelte ob sich um einen echten Kont rollbesuch gemäß Verordnung
Nr . 165/74 » die kurz vor ihrer Verabschiedung Btand.

( 3 ) ABl . L 20 vom 24.1.1974
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Diese . Kontrollen erstrecken Bich in Zukunft auf die :

- Ordnungsmäßigkeit der eigentlichen Vorgänge bei der Feststellung,
Vorbuchung und Bereitstellung der eigenen Mittel ;

- Übereinstimmung dieser Verfahren mit den in den gemeinschaftlichen
Rechtsakten vorgesehenen diesbezüglichen Verpflichtungen«

Durchführung des Kontrollprogramms für 1974

A) Zahl der Kontrollen

Unabhängig von den vorher bis Kitte 1974 durchgeführten Besuchen ,
bei denen die Mitgliedstaaten über für die Kommission erforder­
liche Kontrollen im Bereich der eigenen Mittel unterrichtet wur­
den , sind die Dienststellen der Kommission bis zum 31 » Dezem-
bor 1974 im Rahmen eines Jahresprogramms zu 22 Kontrollbesuchen
hinzugezogen worden«

Dioses Jahresprogramm , das nach Kontaktbe suchen festgelegt wurde ,
beruht auf einem System von Stichprobenkontrollen , nach dem je
Land und Haushaltsjahr jede Art der an den Haushalt der Gemein­
schaft abzuführenden eigenen Mittel geprüft werden soll ; diese
'Kontrollen sollen schrittweise auf das gesamte Zollgebiet eines
jeden Staates ausgedehnt werden,

■ Das allgemeine Programm für das Haushaltsjahr 1974 wurde in allen
Mitgliedstaaten vollständig durchgeführt ; für jede Art der eige­
nen Mittel fand in jedem Mitgliedstaat mindestens eine Kontrolle
unter Hinzuziehung der Kommissionsdienststellen statt .

In den meisten Fällen erstreckten sich die Kontrollbesuche über
fünf Arbeitstage ; es wurden jeweils zwei bis drei Kontrollen
je Mitgliedstaat durchgeführt ,

'Von insgesamt 22 Besuchen entfallen 10 auf die Kontrolle der
Zölle , 8 auf die Kontrolle der Abschöpflangen und 4 auf die
gleichzeitige Kontrolle dieser beiden Arten von Mitteln . Die
Zuckerabgaben wurden im Rahmen der Abschöpfungen kontrolliert .
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In clor nachctehendon Tabelle worden dipso Angaben zusammenfaDcond dargestellt ;

KITGLIED&TAAT Datum dor Kontrollboaucho Goccnstand dor Kontrollen ( l )

1 . BELGISI 24 ,- 28 . Juni 1974
25 .- 29# November 1974
9 .- 13 « Dozembor 1974

AbGchbpfuncon - Zollo
Zolle

Zuckerabmibon

2 . DiiHETJJK 3 .- 5 . Juli 1974
26 ,- 29 . November 1974

Zolle

Abcchöpfun^on einschließlich
dor Zucke rab/raben

3 . XfiJUTSOIIUlID
1 1 1 -

13 .- 17 . 1974
20.-31 . Oktober 1974

Zölle - Agrarabachöpfunßon
Zölle

4 . FRAIIKREICIl 10 .- 14 . Juni 1974
9 .- 13 . Soptombor 1974
2 .- 6 . Dozombor 1974

A^rarab ocho'p fungon
Zölle

Zölle

5 . IRLAND 17 .- 21 . Juni 1974
7 .- 11 . Oktobor 1974

Zölle

Asrarabochdpfuncen

6 . ITALIE! 23 .- 27 . Soptombor 1974
9 .- 13 « Dezember 1974

A^arabochopfunGon
Zollo

7 . LUXEiaiuna 2 .- 3 . Mai 1974
2 .- 6 . Dezember 1974

Abcjchbpfungon - Zölle
Zölle - Acrarabachöpfuncon

8 . NIEDERLAIIBE 22 .- 26 , April 1974
8 .- 12 . Juli 1974
4 *- 0 « Hovomber 1974

-,– . n rr-T *

Zölle

Atfrarabschopfunffon
Agrarabachopfuncon

* " ■ -,

KOiaUluJICii
13 .- 3 7 . Kai 1974
9 .- 13 » Soptombor 1974
26 .- 29 » Novombor 1974

Zollo

A^-rarabschopfunscn
Zollo

( l ) Hier iot boi allen Mitgliedstaaton hinzuzufügen : Zentrale Erfaosuns und
Boroit stollun^ dor eigenen Mittel .
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B ) Ebene und. Modalitäten dor Hinzuziehung

Hinsichtlich der Auslegung der Verordnung Nr. 165/74 durch die einzel­
staatlichen Verwaltungen Bind "bisher keine Divergenzen festzustellen.
Daher :

– wird die Kommission zu den mitgliedstaatlichen Kontrollen der Fest­
stellung, Vorbuchung und Bereitstellung der eigenen Mittel hinzuge­
zogen ;

– werden die einzel staatlichen Kontrollen , sooft dies erforderlich ist ,
den in der Gemeinschaftsregelung vorgesehenen Erfordernissen angopaßt .

In diesem Zusammenhang ist insbesondere darauf hinzuweisen , daß
die Bediensteten der Kommission bei diesen Kontrollen von den für die
Kontrolle zuständigen nationalen Stellen äußerst wirksam unterstützt
wurden .

Infolge des unterschiedlichen Grades der Zentralisierung in Ver-
waltungsbereich gibt es jedoch keine einheitliche Form der Hinzuziehung
zu den einzelstaatlichen Kontrollen , sondern verschiedene Modalitäten ,
die sich wie folgt zusammenfassen lassen :

a ) Hinzuziehung zu hierarchischen Kontrollen auf der Ebene der externen
Dienststellen

In Deutschland bestimmt das Finanzministerium bei jeder Kontrolle der
eigenen Mittel durch Erlaß , welche Dienststellen für die Kontrolle
zuständig sind , zu der die Beamten der Kommission hinzugezogen werden .
Der Minister benennt außerdem zumindest einen Beamten der zentralen
Dienststellen , der für die Organisation , Leitung und Koordinierung
der Kontrollen verantwortlich ist .

Diese Kontrollen erstrecken sich in der Regel auf die Prüfung dor
Belege :

- entweder mit den Beamten der Vorprufungsstelle Bund , die bei joder
Oberfinanzdirektion besteht und in diesem Fall als zuständige Dienet­
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stelle bestimmt wird. Obwohl diese Dienststollen diesen Direktionen
angeschlossen sind , hängon sie ihrer Funktion nach vom Bundesrech-
nungshof ab ;

- oder bei den vom Finanzministerium bestimmten Zollämtern , wobei
die zuständige Dienststelle in diesem Fall das Hauptzollamt ist ,
dem das kontrollierte Büro untersteht .

In Belgien , Irland , Italien , Luxemburg und den Ni edorlandr-n unter–
stellen die kontrollierten externen Dienste je nach Art der Kittel
verschiedenen Ministerien ; mit der Durchführung der gemeinsamen
Kontrollen war kein Dienst im besonderen beauftragt worden . Daher
werden in diesen Mitgliedstaaten die erforderlichen Kontrollen in
Zusammenarbeit mit den Zentraldiensten und den betreffenden Außen­
diensten durchgeführt , um den Vertretern der Kommission die Gele­
genheit zu geben , an allen die eigenen Mittel betreffenden Kontroll-
vorgängen teilzunehmen , selbst wenn hierfür verschiedene Verwaltun­
gen zuständig sind .

So werden beispielsweise in den Niederlanden die kontrollierten
Dienste , d.h . Zollstellen und Produkt schappen , von der Direktion
der Steuerverwaltung bzw . dem Ministerium für Landwirtschaft und
Fischerei überprüft .

b ) Hinzuziehung zu Kontrollen bei den zentralen Dienststellen der
betreffenden Ministerien

Im Vereinigten Königreich hat das Exchequer Audit Department aus prak­
tischen Gründen einen großen Teil seiner Kontrollbefugnisse den be­
treffenden Ministerien übertragen. Die Beamten der Kommission werden
mithin zur internen Kontrolle dieser Ministerien hinzugezogen .
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° ) Hinzuziehving zu hierarchischen Kontrollen auf der Ebcno der Zcntrr.l -
verwal tungen

In Dänemark fallen die Kontrolle der Tätigkeit der externen Dienst­
stellen und die Rechnungsprüfung bei der Zollverwaltung in den Zu­
ständigkeitsbereich der Generaldirektion für Zoll . Eine Abteilung
dieser Generaldirektion ist beauftragt , diese Kontrollen durchzu­
führen einschließlich der Eigenmittelkontrolle ; letztere obliegt
speziellen Kont rollbeauftragton , die sich an Ort und Stelle be­
geben ( reisende Kontrollbeauftragte ).
Für jede " gemeinsame Kontrolle " wird eine Kontrollgruppe unter Leitung
eines Inspektors der Generaldirektion gebildet ; die Zahl der einsel-
etaatlichen Beamten in diesen Kontrollgruppen ist jedoch geringer als
in den üblichen Kontrollgruppen. Die von der Kommission beauftragten
Bediensteten werden zur Tätigkeit dieser Kontrollgruppe hinzugezogen.

Frankreich verfügt innerhalb des Finanzministeriums über ein dem Mi­
nisterium direkt unterstelltes spezialisiertes Kontrollorgan , dio so­
genannte "Inspection gönerale des financos", die während der Auaführung
dos Haushaltsplans jederzeit die öffentlichen Rechnungsführer kontrol­
liert . Die Inspection generale des finances ist in der Lage , alle
Dienststellen , die mit den eigenen Kitteln zu tun haben , zu kontrol­
lieren. Für jede Kontrolle , zu der die Kommissionsdienststellcn hin­
zugezogen werden , wird unter der Leitung eines Inspecteur general eine
Kontrollgruppe gebildet . Diese Gruppen führen bei den Zollämtern oder
anderen für die Feststellung und Bereit Stellung der eigenen Mittel zu­
ständigen Dienststellen unangemeldet Kontrollen durch .

Die Bediensteten der Kommission wurden in vollem Umfang zu dieson Ar­
beiten hinzugezogen.

C ) Zusammensetzung der Kontrollgruppen

Neben den einzelstaatliohen Beamten nahmen folgende Beamte an den Kon­
trollen teil :

- Beamte der einzelnen Generaldi rektionen der Kommission ;
- Beamte des Kontrollausschusses .
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a) Beamte verschiedener Generaldirektionen der Kommission müssen auf Grund
ihrer besonderen Zuständigkeiten im Rahmen einer von der Kommission
festgelegten internen Koordinierung an den gemeinsamen Kontrollen
teilnehmen.

b ) Der Kontrollausschuß kann gemäß Artikel 87 der Haushaltsordnimg vom
25 . April 1973 auf Antrag ajn den von der Kommission vorgenommenen
Kontrollen teilnehmen , um alle Angaben zusammenzutragen , die zur
Erfüllung der ihm in den Verträgen übertragenen Aufgabe erforder­
lich sind.

Er war dahor als Beobachter bei den 1974 in Belgien und in Italien
durchgeführten Kontrollen anwesend.

D ) Hauptgogonstand der Kontrolle

Die Kontrollen erstreckten sich auf lokaler und nationaler Ebene bei
dor Feststellung auf die Anwendung der einzel staatlichen und gemein­
schaftlichen Vorschriften , die sich auf die Ermittlung der Eigenmittel
auswirken können , und bei der Vorbuchung und Bereitstellung auf die
Festsetzung des Umfangs der Eigenmittel .

a ) Fest Stellung

Von den Kontrollgruppen wurde die Anwendung der Bestimmungen über
die Feststellung eingehend überprüft ; sie untersuchten insbesondere
folgende Punkte :

- Zölle :

. Belgien ;

• Deutschland :

• Frankreich :

• Irland :

. Italien :

. Niederlande und
Luxemburg :

Anwendung einer Praferenzregelung , Verwal­
tung der Kontingente , Warenursprung und
Warenverkehr ;

Anwendbarkeit der Warenverkehrsboscheinigun-
gen und Tarifierung ;

Ursprung "assoziierte Länder";

Tarifierung ;

Warenursprung , allgemeine Präferenzen ,
Assoziierungsabkommen ;

aktiver Veredelungsverkehr ;

Vereinigtes Königreich _ ,, . 0 Zollwert ,
und Danomark :

– Abscho'p fungon s

• in allen Mitgliedstaaten : Währungs– und Beitrittsausgleichsbeträge ;

. Deutschland , Frankreich
und Niederlande : Ausfuhrabschöpfungen für Getreide ;



• Dänemark :

. Vereinigtes Königreich
und Irland :

• Italien :

• Belgien und
Luxemburg :

– Zuckerabgaben :

Ausfuhrabschopfungen für Getreide und Milch­
erzeugnisse ;

Ausfuhrabschopfungen :

Ausfuhrabschopfungen bei Getreide , Kilcher–
Zeugnissen , Rindfleisch und Teigwaren ;

Einzelfälle auf Grund von Stichproben .

• BuchführungBkontrollen über die Produkt ionsabgabe (Grundquoten und
Höchstquoten ) ;

• Kontrolle der Abgabe für Lagerhaltungskosten (Monat süberßichten der
Erzeuger),

b ) Vorbuchung und Bereitstellung

Die Kontrollgruppen untersuchten , ob die Systeme der zentralen Erfassung
der festgestellten Eigenmittel mit den einschlägigen Gemeinschaft svor-
sohriften vereinbar sind , und kontrollierten insbesondere folgendes :

Belgien :

Danemark :

• Deutschland :

• Frankreich :

• Italien :

monatliche Übersicht 58 A (Zoll stelle Antwerpen ) bzw .
monatliche zusammenfassende Übersicht 61 A (Zolldirek-
tion Antwerpen insgesamt );

Erstellung der monatlichen Übersicht in einem Zollamt
und Buchführung des zentralen Erhebungsbüros (TCO );
Vergleich der der Kommission übermittelten Monatsübor-
sichten (Artikel 6 Absatz 2 der Verordnung 2/71 ) mit
der Buchführung des Finanzministeriums (Artikol 6
Absatz l ) sowie Vergleich der Übersichten mit dem Kon­
to bei der Dänischen Nationalbank (Artikel 7 Abcatz l );

Kontrolle der Zusammensetzung der festgestellten Eigen­
mittel beim Finanzministerium ;

Erstellung der Übersichten S 43 anhand der Abrechnungs-
belege in den Fällen , in denen die Buchführung mit
Hilfe elektrischer Buchungsmaschinen erfolgt ;

Erstellung der monatlichen Übersichten (A 66 ) und
Verfahren bei der zentralen Erfassung dor Einnah­
men mit Hilfe elektrischer Buchungsmaschinen ;

1
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• Luxemburg : monatliche Übersichten und zentrale Er­
fassung bei der Zolldirektion ;

• Niederlande : Richtigkeit dor monatlichen Übersichten der
kontrollierten Stellen über die festgestell­
ten Zölle und die tatsächlich eingenommenen
Zölle (Abrechnungen II r. 94 )»

• Vereinigtes Königreich Vergleich der der Kommission übermittelten
und Irland : monatlichen Übersichten (Artikel 6 Absatz 2

der Verordnung 2/71 ) mit der Buchführung
boim Finanzministerium (Artikel 6 Abcatz l )
und anschließende Stichprobenüberprüfung
dieser Buchführung einschließlich Kontrolle
der Unterlagen bei den betreffenden Mi­
nisterien. 1

Dio beauftragten Bediensteten konnten feststellen , daß xn den
Mitgliedstaaten für die Ermittlung dos Nettobetrags der an die Ge­
meinschaften abzuführenden eigenen Kittel nach etwaigem Abzug dor
neuen Feststellungen unterschiedliche Methoden verwendet werden .
Diose Neufeststellungen können nämlich abgezogen worden :

- auf einer Zwischenstufe der zentralen Erfassung , . vor der Auf­
stellung der Monatsübersicht ;

- bei dor Zentralstelle durch Berichtigung des ermittelten Brutto­
betrags .

ZUSAKI-IEirFASSEtTDE BEURTEILUNG DES FUNKTIOITIEREUS DES KOITTROLLSYSTEKS

Abschließend ist allgemein festzustellen , daß das in dem Beschluß vom
21 . April 1970 skizzierte und in den Verordnungen 2/7I und 165/74 im
einzelnen festgelegte System für die Kontrolle der eigenen Kittel in
den Jahren 1971 bis 1973 aufgebaut wurde und 1974 in seiner endgülti­
gen Form funktioniert hat .

Dio Kit gl iodStaaten haben die in diesen Vorschriften begründeten Ver­
pflichtungen eingehalten , indem sie die Kommission unterrichtet und
ihre beauftragten Bediensteten bei den einzelstaatlichen Kontrollen
im Bereich dor oigonen Mittel hinzugezogen haben .

Dioson allgemeinen Bemerkungen ist jedoch folgendes hinzuzufügen :
– Bemerkungen über die Verbesserung der bestehenden Kontrollverfahren ,
da die geltenden Vorschriften nicht völlig ausgenutzt wurden ;

– Bemerkungen über Vorschläge zur Änderung der diesbezüglichen Vorschriften.
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Erste Ergebnisse der Hinzuziehung zu den 1974 durchgeführt on Kontrollen

Da es Zweck dieses Berichtes ist , das Funktionieren eines vor einem Jahr
eingeführten Systems gemeinsamer Kontrollen zu beurteilen , mag die Untersuchung
der eigentlichen Kontrollergebnisse zugleich als zweitrangig und begrenzt
erscheinen.

Dennoch darf das erste Ergebnis dieser Jahre , nämlich die Schaffung der Grund­
lagen für eine befriedigende Zusammenarbeit mit den Verwaltungen der Mitglied-
Staaten , nicht unterschätzt werden.

Im Haushaltsjahr 1974 hat die Prüfung von 22 mit den Anmerkungen der Mitglied-
Staaten versehenen Berichten der Kommissionsdienststellen ergeben , daß bei der
Peststellung , Vorbuchung und Bereitstellung der eigenen Mittel eine gewisse
Anzahl von Schwierigkeiten oder Problemen bestand . Beispielsweise werden

- bei bestimmten Zollstellen die kaufmännischen Rechnungen nicht aufbewahrt , so
daß die Angaben über den Zollwert und die Tarifierung der Waren nicht auf ihre
Genauigkeit überprüft werden können ;

auf

- in einigen Mitgliedstaaten/"kleine Sendungen" von geringem Wert , die gelegentlich
eingeführt werden und an Privatpersonen gerichtet sind sowie auf Waren im Reise­
gepäck Pauschalabgaben erhoben und nicht aufgeschlüsselt , obwohl sie sowohl Zölle
als auch nationale Abgaben enthalten ;

- auf örtlicher Ebene bestimmte eigene Mittel falsch verbucht ;

- bestimmte WährungsausgleichBbeträge als Einnahmen der Mitgliedstaaten verbucht ,
obwohl sie sich auf Vorgänge beziehen , die nach dem Inkrafttreten der Gemeinschafts
regelung im Bereich der Währungsausgleichsbeträge abgewickelt wurden .

Diese Fragen sind teils durch die Inkraftsetzung geeigneter Verordnungen und teils
in beiderseitigem Einvernehmen zwischen den Kommissionsdienststellen und den
Dienststellen der betreffenden MitgliedBtaaten geregelt worden.

Schließlich könnten die Kontrollergebnisse in einem der nächsten Berichte über
einen längeren Zeitraum eingehender analysiert werden.
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2 . Information der Kommission durch die Mitgliedstaatcn (besonders nach
Artikel 4t 5 und 13 der Verordnung ITr. 2/71 )

Auf dem Gebiet der Übermittlung von Angaben der Kitgliedstaaten
über das Funktionieren des Systems der eigenen Kittel hat sich im Laufe
der letzten vier Jahre eine zufriedenstellende Zusammenarbeit ent­
wickelt ; in dieser Zeit wurden der Beschluß vom 21 . April und die Finan­
zierung dos Haushalts durch eigene Kittel der Gemeinschaft durchgeführt .

Die Halbjahres- und Jahresberichte über das Funktionieren dieses
Systems wurden jährlich übermittelt , jedoch nicht immer zu den in der
Verordnung Nr. 2/71 vorgesehenen Terminen^ Die Kommission ihrerseits
hat von einer förmlichen Anwendung des Artikels 5 abgesehen und auf
die ausdrückliche Bekanntgabe der mit der Feststellung der eigenen
Kittel beauftragten Dienststellen und Einrichtungen sowie der allge-
moinon Rechts-, Verwaltungs- und Buchführungsvorschriften über die
Feststellung und Bereitstellung dieser Mittel seitens der Kitgliedstaaten
verzichtet . Im Laufe dor vorherigen KontaJcte oder anläßlich der Kon­
trollen selbst wurden diese verschiedenen Auskünfte von den Kitgliod-
otaaten jedoch jeweils auf Anfrage geliefert .

Dennoch sind hinsichtlich dieser Zusammenarbeit einige Vorbe­
halte zu machen , d.h . die Halbjahres- und Jahresberichte der Kitglied-
staaten fielen oft zu sohematisch aus , die Angaben waren zu vage und
die Zahlen , losgelöst von dem nationalen Rahmen , in dem sie erarbeitet
wurdon , häufig schwer zu interpretieren.

Im übrigen wurden der Kommission nicht immer die Änderungen
der nationalen Rechtsvorschriften mitgeteilt , die für das System
dor eigenen Mittel von Bedeutung sind. Es wäre daher wünschenswert ,
daß diese Angaben , die der Kommission auf Antrag von den für die
Feststellung zuständigen Dienststellen oder Einrichtungen übermittelt
werden , in Zukunft systematischer eingeholt werden , so daß die Kom­
mission das ihr gemäß Artikel 4 der Verordnung 2/71 zuerkannte Recht
besser wahrnehmen kann.

3 • Hinzuziehung zu Kontrollen durch die MitGliedstaaten
(Artikel 14 der Verordnung 2/71 )

Die Genugtuung der Kommission über die Art und V/eise der Hin­
zuziehung zu den einzelstaatlichen Kontrollen ist in diesem Bericht
bereits zum Ausdruck gebracht worden»
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Es ist nicht nur gelungen , bei jedem einzelnen Kontrollbesuch
voll und ganz mit den nationalen Verwaltungen zusammenzuarbeiten ,
sondern es konnten vor allem im Rahmen eines ganzen Haushalts­
jahres Kontrollen durchgeführt werden , und zwar anhand eines all­
gemeinen Programms unter Hinweis auf Fragen oder Probleme , denen
das besondere Interesse der Kommission galt ; dadurch erhöhte sich
die Wirksamkeit der gemeinsamen Kontrollen, Diese Zusammenarbeit

' ist nach Möglichkeit noch zu verstärken , damit diese Kontrollen im
Rahmen weitestgehend harmonisierter Programme stattfinden können.

Die von mehreren Mitgliedstaaten gewählte Lösung , die Koordi­
nierung der gemeinsamen Kontrollen einer einzigen Dienststelle zu
übertragen , scheint die besten Ergebnisse gebracht zu haben,

4 • Die Rolle des Beratenden Ausschusses für Eigene Mittel

Seit 1971 ist dieser Ausschuß regelmäßig etwa vierteljährlich
zusammengetreten und hat den Delegationen der Mitgliedstaaten und
der Kommission somit Gelegenheit gegeben , ihren Standpunkt zu den
verschiedenen Fragen im Zusammenhang mit der Anwendung des Systems
der eigenen Mittel und der Hinzuziehung zu den Kontrollen zu er­
läutern.

Dennoch hat sich seine Rolle als beratendes Organ vielleicht
nicht in der gewünschten Weise entwickelt .

Der Ausschuß richtete seine Tätigkeit vielmehr vorwiegond auf
den Austausch von Informationen über die verschiedenen Bereiche
der Kontrolle der VorausSchätzungen für die Ausführung des Hiuchalts-
plans hinsichtlich der Einnahmen aus. Künftig wird er in verstärktem
Maße seine Rolle als Koordinator der Kontrollen wahrnehmen können ,
und zwar durch die Prüfung der Berichte über die gemeinsam mit den
nationalen Verwaltlangen durchgeführten Kontrollen und die Untersu­
chung der Frage , was gegebenenfalls auf Grund der Bemerkungen in
diesen Berichten unternommen werden kann.

Die Prüfung dieser Berichte ( etwa 20 bis 25 jährlich) ist ,
rein materiell gesehen , schon an sich eine umfangreiche Aufgabo und
eine wertvolle Informationsquelle ,

In der Frage der Haushaltsvoranschläge und der Kehrjahresvor-
ausschät zungen könnte die Schaffung eines Unterausschusses für Wirt-
schaftsfragen und Statistik dem Beratenden Ausschuß dazu verhelfen ,
beispielsweise im Bereich der Vorausschätzung wirksam tätig zu
werden , jedoch auch auf dem Gebiet der makro-ökonomisehen Kontrolle
der eigenen Mittel , die bei der Zuweisung der eigenen Mittel aus
der Mehrwertsteuer große Bedeutung gewinnen wird.
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Vorausschau auf die Kontrollen fu'r das Haushalts .jähr 1975

Dio nachstehende Tabelle , die das im Einvernehmen mit den Kitgliedstaaten
fostgologte Programm für die Kontrollbesuche für 1975 enthält , wird zur
Unterrichtung beigefügt «

MITGLIEDSTAAT Termine Gegenstand der Kontrolle

1 . BELGIEN 1 ) 8 .- 10 . April
2 ) 14 .- 18 . April
3 ) 26 .- 29 . Mai und

5 .- 6 . Mai

Abschopfungen
Zolle
Zuckerabgaben -
Beroit stellungl

2 . DANEMARK 1 ) 7 *- 11 * April
2 ; 25«- 29 . August
3 ) 3 .- 4 . November

5 .- 7 . Novomber

Zôlle
Zolle
Zuckerabgaben
Agrarabschopfungen

3 . DEUTSCIILAND 1 ) 14 .- 18 . April
2 ) 2 .- 6 . Juni
3 ) 20 .- 24 . Oktober

Zo'lle - Abschöpfungen
Zölle - Abschöpfungen
Zölle

4 . FRANKREICH 1 ) 10.-14 . März
2 ) 26 .- 30 . Mai
3 ) 17 «- 21 . November

Zôlle
Zollo
Abschöpfungen - Vorbuchung
und BereitStellung

5 . IRLAND 1 ) 18.-21 . März
2 ) 22 .- 26 . September

Zölle
Ausfuhrabschopfungen und
Zolle

6 . ITALIEN 1 ) 15 .- 18 . April

2 ) 7-~ 11 . Juli
3 ) 6 .- 10 . Oktober

Zuckorabgaben - Fest­
stellung und Bereitstel­
lung der eigenen Mittol
Abschöpfungen
Zölle
Feststellung und Vor-
buchung

7 . LUXEMBURG 1 ) 5 .- 7 . Kai
2 ) 1 .- 5 . Dezember

Zo'lle und Abschöpfungen
Verbuchung und Bereitstel­
lung der eigenen Mittel

8 . NIEDERLANDE Ii 24 .- 28 . Februar
2 ) 2 .- 6 . Juni

3 ) 27.-31 . Oktober

Zölle
Bereitstellung der
eigenen Mittel
Abschöpfungen - Zucker

9 . VEHEINIGTES
KÔNIGKEICII

l ) 27 «- 31 . Januar
2 ) 27 .- 30 . Mai

3 ) 10 .- 14 . November

Zollo
Vorbuchung und BereitStel­
lung der eigenen Mittol
Zölle
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6 . Vorschläge zur Änderung der bestehenden Vorschriften

Derartige Vorschläge müßten sich gegebenenfalls auf eine Analyse
durch die Kommission stützen , wobei jedoch die Möglichkeit einer
Initiative von Seiten der Mitgliedstaaten im Rahmen des Beratendon
Ausschusses für Eigene Mittel nicht ausgeschlossen werden sollte «
Auf Grund der bisherigen Erfahrung im Bereich der Kontrollen während
eines begrenzten Zeitraums ist eine endgültige Beurteilung des Systems
jedoch noch nicht möglich. Ebenso können noch keine Änderungsvorschläge
unterbreitet werden , und die Kommission behält sich vor , dieso er­
forderlichenfalls später vorzulegen.

Einige Einwendungen können jedoch bereits jetzt formuliert wer­
den als Grundlage für die Überlegungen über etwaige Vorschläge zur
Änderung der bestehenden Vorschriften.

Zunächst ist es für die Dienststellen der Kommission schwiorig ,
Artikel 4 der Verordnung Nr. 2/71 anzuwenden , demzufolge die Mitglied­
staaten der Kommission auf deren Antrag die Vorschriften über die
eigenen Mittel und die gegebenenfalls erforderlichen ergänzenden Un­
terlagen übermitteln. Ohne Unterstützung der nationalen Verwaltungen
ist es nicht immer möglich , Kenntnis von allen im Bereich der eigenen
Mittel von den Mitgliedstaaten erlassenen neuen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften zu haben.

In Anbetracht dessen wäre es besser , wenn die Mitgliedstaaten
der Kommission diese Unterlagen aus eigenem Antrieb liefern würden ,
wobei die Kommission sich das Rocht vorbehalten sollte , erforder­
lichenfalls nähere Angaben anzufordern. Der Text der Verordnung 2/7I
müßte entsprechend geändert werden.

Außerdem wird die Entwicklung des Zollverfahrens Buchführungs-
kontrollen bei den Abgabepflichtigen in immer stärkerem Umfang er­
forderlich machen. In diesem Zusammenhang dürfte es wichtig sein ,
daß der Artikel 3 Buchstabe c ) der Verordnung Nr. 165/74 weit genug
ausgelegt wird , damit eine wirksame Hinzuziehung zu den einzel staat­
lichen Kontrollen möglich ist und diese Auslegung später gegebenen­
falls durch eine Änderung des Textes unter Berücksichtigung der
im Laufe der bisherigen Erfahrungen festgestellten Erfordernisse
abgelöst werden kann.

Sobald schließlich den Gemeinschaften neue eigene Mittel aus
der Mehrwertsteuer zugewiesen werden , muß das gegenwärtig geltende
Kontroll system selbstverständlich durch neue Vorschriften ergänzt
werden. Diese Vorschriften müssen zwar den Merkmalen dieser neuen
Eigenmittel Rechnung tragen , grundsätzlich jedoch die für die Kon­
trolle der bestehenden Eigenmittel bereits festgelegten Kriterien
respektieren.
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Schaubild Nr, 1

FINANZIERUNG DES HAUSHALTS DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN
AUS EIGENEN HTTELN FÜR DEN ZEITRAUM 1971 - 197 r; ,

In Milliarden RE 6+3
( jeweiliger Wort ) 7
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1971 1972 1973 197^ 1975

Eigene Mittel

Zahlungen nach dem Bruttosozialprodukt-Aufbringungsschlüssel

m
a

Anmerkung : Die hier berücksichtigten VJerte sind der Haushaltsrechnung der
Gemeinschaften entnommen mit Ausnahme der Zahlen für 1975 »
die dem Haushaltsplan entnommen wurden.
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Schaubild 1 gibt Aufschluß über don Umfang des Haushalts im Vergleich
zum Umfang der eigenen Kittel « Den Schaubildern wurden jeweilige
Worte zugrunde gelegt .

Die Zahlung der eigenen Mittel erfolgte gemäß dem Beschluß vom

21 . April 1971 1 d.h . dio AgrarabSchöpfungen zu 100 'fo und die
Zölle zu oincm bestimmten Prozentsatz mit einer jährlichen
Steigerung , so daß 1975 auch die Zölle in vollem Umfang über­
wiesen worden.

Ab 1973 kommt der Anteil der drei neuen Mitgliedstaaten hinzu ,
der auf der Crundlage der Artikel 129 und 130 deB Beitrittsver–

trags gezahlt wird.

Haushalt
( in Killionen KE )

Eigene Mittel
( in Millionen KE )

1971

1972

1973

1974

1975 *

2.289,5
3.074,4
4.641,0
5.038,2
6.061,857

1.296,0
1.756,8
2.496,5
3.067,8
3.902,0

* Haushalt 1975
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Schaubild Nr . 2

κ · .«ν Τ Τ Τ
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FINANZIERUNG DES HAUSHALTS T)KR EUROPÄISCHEN CIE ' Ü5 1 NSCH APT?3N

NACH EINNAHWIARTEN FÜR DEN ZEITRAUM 1971 - 1974NACH ETNTTAIflvTEARTEN FttR DEN ZFÎITRAUM 1971 - 1974
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Finanzbeiträge und andere Einnahmen
Zuckerabgaben

Agrarab schopfungen

1973 1974

HO Zölle


